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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. betont, dass die Beziehungen zwischen der EU und den AKP-Staaten auf einer neuen 

Grundlage wiederaufgebaut werden müssen, und zwar als Partnerschaft, in deren 

Rahmen die strategischen Interessen und gemeinsamen Werte der jeweiligen Partner 

gefördert werden und dazu beigetragen wird, die globale Ordnungspolitik und eine 

regelbasierte multilaterale Ordnung zu stärken; hebt hervor, dass die Partnerschaft die 

Ziele der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung, die Befriedigung der 

Grundbedürfnisse und die Achtung der Menschenrechte zum Ziel haben sowie die 

Berechenbarkeit und die Eigenverantwortung für die Strategien in der 

Entwicklungszusammenarbeit fördern muss; 

2. ist der Überzeugung, dass die Überarbeitung der Partnerschaft zwischen den 

AKP-Staaten und der EU der wachsenden Bedeutung der Regionalisierung Rechnung 

tragen sollte, damit den AKP-Staaten nicht einfach ein politischer Rahmen der Union 

auferlegt wird; hebt hervor, dass die uneingeschränkte Teilnahme der AKP-Staaten am 

Überarbeitungsprozess sowohl in ihrer Funktion als Gruppe als auch in ihrer Rolle als 

Regionen unbedingt erforderlich ist; betont, dass die regionalen Organisationen wie die 

Afrikanische Union oder die regionalen Wirtschaftsgemeinschaften Afrikas in diesem 

Zusammenhang eine wichtige Rolle spielen; fordert angesichts der Unterschiedlichkeit 

der drei Partnerregionen – Afrika, des karibischen und des pazifischen Raums – eine 

stärkere Regionalisierung und differenzierte Institutionalisierung der 

AKP-Partnerschaft; 

3. betont, dass den AKP-Beziehungen gerade in Bezug auf den afrikanischen 

Nachbarkontinent und die besonderen und weiter ausbaubaren Beziehungen zur 

Afrikanischen Union große Bedeutung zukommt; schlägt vor, bei der künftigen 

Zusammenarbeit die effizientesten Strukturen und Mechanismen samt einer möglichen 

Verschmelzung der bestehenden Strukturen und Politikfelder des Cotonou-Abkommens 

und denen der Gemeinsamen Strategie Afrika-EU zu prüfen und für die Beziehungen zu 

den karibischen und pazifischen Staaten einen angemessenen Rahmen zu schaffen; 

vertritt die Auffassung, dass, bevor über die Zukunft des institutionellen Rahmens der 

Beziehungen zwischen der EU und den AKP-Staaten entschieden wird, die früheren 

Errungenschaften und die Defizite des bestehenden Rahmens sorgfältig analysiert 

werden sollten; 

4. ist der Auffassung, dass starke politische Allianzen gestützt auf gemeinsamen Interessen 

und Werten zwar auch künftig die Grundlage der AKP-Partnerschaft bilden sollten, dass 

allerdings eine weitere Zusammenarbeit bei weltweiten Problemen gestärkt werden 

sollte und die geeigneten Mechanismen geschaffen werden sollten, damit die weltweiten 

Herausforderungen von heute wirksamer bewältigt werden können, unter anderem was 

den Klimawandel, Wasser, Energie, Ernährungssicherheit, Migrationsströme, 

Terrorismus, Extremismus, grenzüberschreitende Kriminalität, Artenvielfalt sowie 

gesundheits- und finanzpolitische Fragen betrifft; 

5. weist erneut darauf hin, dass die außenpolitischen Maßnahmen der Union in sich 
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stimmig sein müssen und die Ziele der Innen- und Außenpolitik der EU – insbesondere 

in den Bereichen Handel, Landwirtschaft, Umwelt, Energie, Sicherheit und Migration – 

aufeinander abgestimmt sein müssen; weist des Weiteren darauf hin, dass es nach wie 

vor wichtig ist, dass die vollständige Aneignung der AKP-EU-Partnerschaft durch die 

AKP-Staaten erfolgt und dass die Überprüfung dieser Partnerschaft über technische und 

institutionelle Anpassungen hinaus für neue politische Impulse sorgen muss; 

6. betont die Notwendigkeit der Intensivierung der Zusammenarbeit zwischen den 

AKP-Staaten und der EU in Bereichen von gemeinsamem Interesse wie der Sicherheit 

und der Konfliktverhütung – auch im Zusammenhang mit der Bekämpfung von Hunger 

und der Abmilderung der Folgen des Klimawandels –, der Menschenrechte, der 

Rechtstaatlichkeit und der Demokratie; stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die 

Möglichkeiten des politischen Dialogs gemäß den Artikeln 8 und 96 des 

Cotonou-Abkommens weder von der EU noch vonseiten der AKP-Vertragspartei 

vollumfänglich ausgeschöpft wurden; betont, dass der Paritätischen Parlamentarischen 

Versammlung AKP-EU in diesem Zusammenhang große Bedeutung zukommt; 

7. weist darauf hin, dass die Achtung der Menschenrechte, der Demokratie und der 

Rechtsstaatlichkeit, verantwortliches Regierungshandeln sowie weitere wesentliche, in 

Artikel 9 des Cotonou-Abkommens aufgeführte Elemente die Grundlage der 

Partnerschaft zwischen den AKP-Staaten und der EU bilden; betont, dass die 

Menschenrechte geachtet werden müssen, und hebt die Bedeutung von Artikel 9 

Absatz 2 des derzeitigen Cotonou-Abkommens und der darin verankerten und in 

Artikel 96 weiterentwickelten Demokratieklausel hervor; weist darauf hin, dass es 

wichtig ist, diese Bestimmungen gegebenenfalls vollständig umzusetzen; 

8. betont, dass unterschiedliche Mechanismen des Cotonou-Abkommens, unter anderem 

der politische Dialog, die finanzielle Unterstützung, geeignete Maßnahmen und die 

Aussetzung der Entwicklungszusammenarbeit, weiter ausgebaut werden sollten, um 

wirksam zur Verbesserung der Achtung der Menschenrechte, der Demokratie, der 

Rechtsstaatlichkeit, des verantwortlichen Regierungshandelns, insbesondere der 

Korruptionsbekämpfung, beizutragen; 

9. betont, dass die neue Partnerschaft für die Zeit nach dem Cotonou-Abkommen eine 

Win-Win-Situation bieten und auf dem gemeinsamen Wachstum und der gemeinsamen 

Entwicklung der EU und Afrikas beruhen sollte; ist der Ansicht, dass diese 

Partnerschaft die Industrialisierung des afrikanischen Kontinents und die Entwicklung 

der Landwirtschaft begünstigen und Investitionen in innovative Strategien und 

zugunsten der nachhaltigen Entwicklung fördern muss; 

10. hebt hervor, dass die öffentliche Entwicklungshilfe (ODA), wie sie in den Zielen für 

nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen und dem anlässlich der Konferenz der 

Vereinten Nationen in Addis Abeba verabschiedeten Aktionsplan zur 

Entwicklungsfinanzierung definiert ist, für die AKP-Staaten, vor allem für die am 

wenigsten entwickelten Länder (LCD), nach wie vor von entscheidender Bedeutung ist; 

fordert nachdrücklich, dass diese Frage im Rahmen der künftigen Beziehungen 

zwischen den AKP-Staaten und der EU nach 2020 in vollem Umfang berücksichtigt 

wird; weist darauf hin, dass die Europäische Union den AKP-Staaten Entwicklungshilfe 

zugesagt hat; bedauert, dass viele EU-Mitgliedstaaten das Ziel, im Jahr 2015 0,7 % 
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ihres Bruttonationaleinkommens (BNE) für öffentliche Entwicklungshilfe aufzuwenden, 

nicht erreicht haben; fordert alle Partner auf, ihren Zusagen uneingeschränkt 

nachzukommen; 

11. fordert, dass die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung in die Überarbeitung des 

AKP-EU-Kooperationsrahmens als universeller Katalog von Entwicklungszielen 

aufgenommen wird, der für alle einheitlich gilt; vertritt die Auffassung, dass der 

gemeinsame AKP-EU-Ministerrat konkrete Empfehlungen zur Umsetzung der Ziele für 

nachhaltige Entwicklung im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen den AKP-Staaten 

und der EU abgeben sollte; 

12. betont, dass Artikel 12 des geltenden Cotonou-Abkommens für die AKP-Staaten 

wichtig ist, da er es ihnen ermöglicht, in einen Dialog über politische Maßnahmen der 

EU zu treten, die ihre Entwicklung beeinflussen könnten; 

13. betont, dass Partnerschaftsabkommen für die Regierungen der AKP-Staaten wichtig 

sind, um die Gesamtleistung ihrer Volkswirtschaften verbessern zu können; ist der 

Auffassung, dass die neue Partnerschaft auf dem Ausbau der Produktionskapazitäten 

der Länder beruhen muss, und zwar mit einer klaren Logik der nachhaltigen 

Entwicklung und ohne die rechtswidrige Ausbeutung der natürlichen Ressourcen durch 

ausländische staatliche Unternehmen, und dass die Partnerschaft die Prozesse der 

regionalen Integration, die den größten Nutzen bringen, zu Ende führen und gleichzeitig 

von den bestehenden fördernden Strukturen wie der Afrikanischen Union Nutzen ziehen 

muss sowie die herkömmliche Landwirtschaft durch effiziente Wege der 

landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und Vermarktung bzw. des landwirtschaftlichen 

Vertriebs zum Vorteil der Bevölkerung ergänzen und Landnahme durch ausländische 

und inländische Akteure bekämpfen muss; empfiehlt, eine Privatisierung der 

natürlichen Ressourcen der Staaten und der öffentlichen Dienstleistungen zu prüfen; 

fordert die EU in diesem Zusammenhang auf, die Konsolidierung des Eigentumsrechts 

in den betroffenen Partnerländern zu fördern, darunter die angemessene Registrierung 

und Beurkundung von Eigentum, um die wirtschaftliche Ausbeutung der 

schutzbedürftigsten Gruppen zu verhindern; 

14. betont, dass wirtschaftliche Beziehungen – gerade unter Einbindung der kleinen und 

mittleren Unternehmen und der Familienbetriebe auf beiden Seiten – eine wichtige 

Rolle spielen und einen Mehrwert bringen; fordert konkrete Maßnahmen zur Förderung 

eines intensiveren Austausches; 

15. unterstützt den Beschluss der Vereinten Nationen, ein umfassendes Rechtsinstrument zu 

schaffen, mit dem dafür gesorgt werden soll, dass die Unternehmen die Menschenrechte 

achten, sodass der Ausbeutung von Arbeitskräften, neuzeitlicher Sklaverei, illegalen 

Finanzströmen und der Finanzierung von Terrorismus und bewaffneten Konflikten ein 

Ende gesetzt wird; fordert die EU und die AKP-Partner auf, die Zusammenarbeit bei der 

Bekämpfung von Geldwäsche und Steuerhinterziehung zu intensivieren; 

16. betont insbesondere, dass es Strategien für eine nachhaltige Entwicklung bedarf, um den 

Klimawandel im Rahmen künftiger Kooperationsabkommen zu bekämpfen, wozu auch 

die verantwortungsvolle Nutzung der Wasserressourcen und Methoden der nachhaltigen 

Landwirtschaft gehören, damit die Ernährungs- und Wassersicherheit verbessert wird, 

sodass ein gesundes Leben gesichert wird sowie Armut und Hunger beseitigt werden; 
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sieht große Chancen für eine neue Zusammenarbeit in Fragen der Klima- und 

Energiepolitik, der Erhaltung der maritimen Biodiversität, einschließlich der 

innovativen Bekämpfung des Plastikmülls in den Meeren, sowie der gemeinsamen 

Katastrophenhilfe durch den Aufbau effizienter „Notfallstellen“; 

17. betont, dass es notwendig ist, gemeinsam Lösungen für die Bewältigung der 

eigentlichen Ursachen der Migration in einigen AKP-Staaten zu ermitteln; vertritt die 

Auffassung, dass die Arbeit an einem wirksamen multilateralen Rahmen für die 

Bewältigung der weltweiten Migrationsströme im Zusammenhang mit der künftigen 

Partnerschaft zwischen den AKP-Staaten und der EU als strategische Priorität eingestuft 

werden sollte; 

18. betont, dass mit dem künftigen Partnerschaftsrahmen ein umfassendes Konzept für 

Frieden und Sicherheit ermöglicht werden sollte und dass in diesem Sinne eine 

hinreichende Planung und Koordinierung festgelegt werden sollten, damit vorhandene 

und mögliche Überschneidungen bei der regionalen und nationalen Unterstützung 

vonseiten der EU-Mitgliedstaaten und der AKP-Staaten verhindert werden; 

19. ist der Auffassung, dass die Bestimmungen über Frieden und Sicherheit weiter gestärkt 

werden sollten und dass die künftige Partnerschaft ein wirksameres gemeinsames 

Vorgehen bei der Konfliktverhütung, einschließlich Frühwarnung und Vermittlung, bei 

der Friedenskonsolidierung und der Bewältigung grenzüberschreitender 

Sicherheitsprobleme, vorsehen sollte, um den derzeitigen regionenübergreifenden 

Sicherheitsbedrohungen im Zusammenhang mit Terrorismus und gewalttätigem 

Extremismus, allen Formen von illegalem Handel, zu dem auch Menschen-, Waffen- 

und Drogenhandel gehören, sowie der Piraterie zu begegnen, von denen die EU und die 

AKP-Staaten betroffen sind; 

20. betont, dass eine stabile Sicherheitslage eine Grundvoraussetzung für die 

Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung ist; befürwortet in diesem 

Zusammenhang die Schaffung eines Finanzinstruments für die Bereiche Sicherheit und 

Frieden im Rahmen der zukünftigen Partnerschaft zwischen den AKP-Staaten und der 

EU; 

21. fordert eine Stärkung der politischen Dimension der Partnerschaft zwischen den 

AKP-Staaten und der EU, um insbesondere ein gemeinsames Handeln und eine größere 

Einflussnahme in internationalen Foren zu ermöglichen; ist der Ansicht, dass im 

Rahmen der Partnerschaft zwischen den AKP-Staaten und der EU soweit wie möglich 

umfassender mit den übrigen Partnern auf internationaler Ebene (etwa der AU oder den 

Vereinten Nationen) und mit weiteren internationalen Akteuren zusammengearbeitet 

und sich für eine verstärkte Koordinierung und Zusammenarbeit eingesetzt werden 

sollte, ohne dass dabei die Arbeit oder Einsätze verdoppelt werden, damit die 

Herausforderungen im Zusammenhang mit Kriegen, internen Konflikten, fehlender 

Sicherheit, Fragilität und Übergangsphasen bewältigt werden; 

22. legt den Partnern nahe, den Rahmen förderfähiger Staaten und Institutionen über die 

Gruppe der AKP-Staaten hinaus auszuweiten, sofern diese die festgelegten 

Anforderungen erfüllen; betont, dass die Strukturen des Dialogs zwischen den 

AKP-Staaten und der EU überarbeitet und gestärkt werden müssen, damit in den 

institutionellen Dialogen auf parlamentarischer und hoher politischer Ebene die 
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Beteiligung einer Vielzahl an Partnern sichergestellt ist; legt den AKP-Staaten nahe, die 

Aussichten auf strukturiertere Beziehungen mit den Staaten Asiens, Lateinamerikas, des 

Mittleren Ostens und Nordamerikas zu prüfen, um Erfahrungen auszutauschen; 

23. hebt hervor, dass der Paritätischen Parlamentarischen Versammlung AKP-EU große 

Bedeutung bei der Förderung des politischen Dialogs und der Entwicklung einer 

gleichberechtigten Partnerschaft zwischen den AKP-Staaten und der EU zukommt. 
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